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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
III/30-R Rechtsabteilung 30-R/041/2011/1 
 
Ratsbegehren G6 Tennenlohe 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Stadtrat 28.07.2011 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 61; Amt 33 
 
 

I. Antrag 
 
1. Über die Angelegenheit „Gewerbegebiet G6 Tennenlohe“ findet am 23.10.2011 ein Bürgerent-

scheid statt. 
 

2. Die Fragestellung auf dem Stimmzettel lautet: 
„Sind Sie dafür, dass die Stadt Erlangen die Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme und die 
eingeleiteten Bauleitplanverfahren mit dem Ziel fortführt, in Tennenlohe ein neues Gewerbege-
biet (G6) entlang der Bundesautobahn A3 zu realisieren? 
Ο Ja            Ο Nein“ 
(Anlage 1) 
 

3. Die Unterrichtung der Bürgerinnen und Bürger über den Gegenstand des Bürgerentscheids soll 
gemäß der Anlagen 2 und 3 erfolgen. 
 

 
 
 

II. Begründung 
 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 26.05.2011 beschlossen, dass zur Frage, ob in Tennenlohe 
ein Gewerbegebiet realisiert werden soll, ein Ratsbegehren einzuleiten ist.  
Der Stadtrat kann gemäß Art. 18a Abs. 2 Gemeindeordnung (GO) beschließen, dass über Angele-
genheiten des eigenen Wirkungskreises der Stadt ein Bürgerentscheid stattfindet. Die Bauleitpla-
nung gehört zum eigenen Wirkungskreis der Stadt. 
Als Tag des Bürgerentscheids wird vom Stadtrat ein Sonn- oder Feiertag festgesetzt (vgl. 
§ 3 Abs. 1 der Städtischen Satzung zur Durchführung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 
vom 04.04.1996).  
Die Beschlussfassung des Stadtrats darüber, dass ein Bürgerentscheid stattfindet, soll zusammen 
mit der Entscheidung über den Text des Stimmzettels erfolgen, § 3 Abs. 2 der Städtischen Sat-
zung. Der Stimmzettel enthält die Fragestellung und den Tag des Bürgerentscheids. 
Gleichzeitig mit der Abstimmungsbenachrichtigung werden die Bürgerinnen und Bürger über Ge-
genstand und Durchführung des Bürgerentscheids schriftlich unterrichtet.  
Bei dem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem Sinn entschieden, in dem sie von der 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beantwortet wurde, sofern diese Mehrheit mindes-
tens 10 v. H. der ca. 81.000 Stimmberechtigten der Stadt Erlangen beträgt. 
 
Die Vorlage war zur Begutachtung in den UVPA am 12.07.2011 und in den HFPA am 13.07.2011 
eingebracht. Dort wurden Änderungsvorschläge beschlossen, die in die Stadtratsvorlage eingear-
beitet wurden. 
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Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten + Personalkosten 
(brutto) insgesamt ca.: 

 
€ 50.000,-  

bei Sachkonto:  

 € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  

 
 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
       X   sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: 1. Stimmzettel 
  2. Unterrichtung  
  3. Plan 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 


